
Dr. Krause, Parlamentarischer Staatssekretär:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Begründung zum Einreichen dieses Vertrages ist an glei­
cher Stelle bereits vor wenigen Tagen, in der letzten Sondersit­
zung erfolgt. Ich habe von diesem Hohen Haus den Auftrag er­
halten, die in der Anlage aufgeführten Wahlkreise entsprechend 
den Vorschlägen neu zu ordnen. Mir ist es gelungen, in Form 
einer Vertragsänderung diesen Vorstellungen zu entsprechen. 
Deshalb kann ich mir die Begründung heute kurz machen. Ich 
bitte, da die von den Fraktionen eingereichten Wahlkreisände­
rungen erfolgt sind, um Ihre Zustimmung. - Danke schön.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Dr. Krause.

Ich eröffne nun die Aussprache und bitte als ersten Redner 
den Abgeordneten Gysi von der Fraktion der PDS, das Wort zu 
nehmen.

Dr. Gysi für die Fraktion der PDS:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In der letzten 
Sondersitzung, als es leider auch nur um dieses Gesetz ging und 
nicht um andere, noch wichtigere Sachfragen, hat dieses Gesetz 
keine Zustimmung bekommen, und vorher war schon entschie­
den worden, daß das Präsidium der Volkskammer die Frage der 
Wahlkreise noch einmal neu entscheiden und regeln soll.

Ich empfinde es als eine Mißachtung der Volkskammer, wenn 
ein gleiches Gesetz wieder vorgelegt wird, nur in der Hoffnung, 
daß mehr Abgeordnete anwesend sind und deshalb eine Mehr­
heit erreicht würde, die beim letzten Mal nicht erreicht worden 
ist. Es gibt eine souveräne Entscheidung dieses Hauses, die ei­
gentlich erfordert hätte, daß man einen neuen Wahlvertrag ab­
schließt, um hier vielleicht eine breitere Zustimmung zu errei­
chen, als das in der Vergangenheit der Fall war. Das heißt, daß 
auch das Gespräch mit der Opposition gesucht wird, was in die­
ser Frage nicht geschehen ist.

Im übrigen stimmt es nicht, wenn hier gesagt worden ist, daß 
die Vorschläge der Fraktionen -

(Zwischenruf von Dr. Krause, CDU)

Sie sagen, das stimmt nicht, also mit uns ist darüber nicht ge­
sprochen worden, Herr Krause.

(Erneuter Zuruf)

Dazu komme ich gleich. Unser Antrag zur Wahlkreisänderung 
bezog sich auf Berlin. Es ist nicht ein einziger diesbezüglicher 
Antrag durchgekommen. Die anderen Anträge, die jetzt zu Wahl­
kreisänderungen geführt haben, stammen alle nicht von der 
PDS, sondern von den damals regierenden Parteien. Und so se­
hen sie auch aus.

(Heiterkeit und Zwischenrufe von CDU/DA)

Ja, ich kann Ihnen das sogar im einzelnen belegen, aber es ist, 
glaube ich, etwas müßig, Sie wissen es ja selbst.

Das ganze Problem besteht darin, daß hier zwei bisher völlig 
unterschiedliche Wahlgebiete zusammengefaßt werden zur 
Wahl eines gemeinsamen Parlaments und daß die unterschiedli­
che Entwicklung nicht berücksichtigt wird. Man geht einfach da­
von aus, daß bestimmte Parteien sich mit anderen in der Bundes­
republik fusionieren und dadurch ohne weiteres gesamtdeutsch 
auftreten können, während sich eben andere Parteien bisher nur 
in dem einen oder anderen Land entwickelt haben. Dennoch 
werden ihnen Auflagen erteilt, die das Gesamtgebiet umfassen. 
Und das ist natürlich undemokratisch, wie überhaupt Sperrklau­
seln undemokratisch sind.

In diesem Zusammenhang ist es eindeutig, daß hier bestimm­
te Vorteile gesucht worden sind, daß das demokratische Wahlge­
setz, das wir noch zu den Wahlen am 18. März hatten, bei dieser 
Vereinbarung keine Berücksichtigung gefunden hat und daß da­
durch die Oppositionsparteien oder Bewegungen in der DDR er­
heblich benachteiligt werden.

Das politische Ziel ist klar. Man will nicht, daß ihre Stimme im 
gesamtdeutschen Parlament gehört wird. Man fürchtet eine be­
stimmte Konkurrenz, und das spricht eben von einem undemo­
kratischen Herangehen.

Ich bin eher dafür, daß so viel Politikangebote wie möglich mit 
Chancengleichheit unterbreitet werden können, damit die Wäh­
lerinnen und Wähler auch eine entsprechende Auswahl haben. 
Das wird eingeschränkt.

Verfassungsrechtliche Bedenken im Sinne des Grundgesetzes 
sind ja nicht nur etwa hier in diesem Lande geäußert worden, sie 
sind auch in der Bundesrepublik geäußert worden, sie sind auch 
von Leuten geäußert worden, die wohl nicht verdächtig sind, ge­
rade der PDS nahezustehen. Aber über all das setzt man sich hin­
weg, und so etwas nenne ich schon ein bißchen die Arroganz der 
Macht, die sich allerdings letztlich nie wirklich ausgezahlt hat.

(Unruhe, Gelächter und Zwischenrufe, vor allem bei 
CDU/DA - Beifall bei der SPD und bei der PDS)

Ich danke Ihnen für diesen Beifall. Er zeigt doch, daß wir eine' 
Arroganz der Macht im Herbst 1989 beseitigt haben, im Unter­
schied zu Ihrer Auffassung allerdings nicht mit dem Ziel, eine 
neue Arroganz der Macht zu schaffen,

(Zwischenruf von der SPD: Was heißt: Wir?) 

von der Sie inzwischen reichlich Gebrauch machen.

(Beifall bei der PDS)

Es ist mir völlig klar, wann sollten Sie je Verständnis für Oppo­
sition entwickeln?

(Große Heiterkeit und Zwischenrufe)

Deshalb fällt Ihnen das auch heute noch so schwer. Sie müssen 
noch viel dazulernen. Es wäre für Ihre Partei wirklich wichtig ge­
wesen, einmal in die Opposition zu gehen. Ich sage Ihnen, das ist 
eine ungeheuer wichtige Schule!

(Beifall bei der PDS und Heiterkeit)

Versuchen Sie es mal! Und dann werden Sie das auch selbst fe: 
stellen. —'

Aber das alles ändert nichts daran, daß dieser Wahlvertrag, wie 
gesagt, in diesem Hause abgelehnt worden ist. Und was ich nun 
am wenigsten verstehe, ist folgendes: Die CDU hat damals noch 
für einen anderen Wahlvertrag gestritten. Deshalb verstehe ich 
jetzt auch nicht diese Zwischenrufe. Damals wurde doch aus­
drücklich erklärt, man wolle getrennte Wahlgebiete, keine oder 
eine geringere Sperrklausel, um auch anderen Parteien und Be­
wegungen entsprechende Chancen einzuräumen.

Nun ist ja die SPD, die unbedingt für dieses Wahlrecht einge­
treten ist, aus der Koalition ausgeschieden; die CDU hätte doch 
alle Möglichkeiten, ihre ursprünglichen Forderungen durchzu­
setzen.

Mir scheint, es wird deutlich: Es war alles nur Propaganda, 
weil man wußte, es kommt vom anderen Koalitionspartner der 
Widerpart, und dann wird das Wahlrecht gemacht, das die herr­
schenden Parteien begünstigt und andere möglichst ausschal­
tet. Aber ich sage Ihnen: Sie werden damit keinen Erfolg haben, 
auch wenn Sie diesmal über Disziplinierung versuchen, hier die 
entsprechende Mehrheit zu erreichen. Sie haben das ja beim 
letzten Mal erlebt, als einige Abgeordnete sich anders verhielten 
als die Mehrheit der Fraktion, was die sich anhören mußten.
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(Zuruf: Waren Sie dabei?)


